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Drucksache V/2454 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Januar 1968 

II/ 1 — 68070 — 5016/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer von Artikel 2 und 3 b der Verordnung Nr. 127/67/ 
EWG des Rats. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Dezem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Verlängerung der Geltungsdauer von Artikel 2 
und 3 b der Verordnung Nr. 127/67/EWG des Rats 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rats vom 27. Oktober 1966 über die Einführung 
einer Handelsregelung für bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse 1 ), in der Fassung 
der Verordnung Nr. 101/67/EWG 2 ), insbesondere 
auf Artikel 17 a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund der Bestimmungen des Abkommens 
von Jaunde und des Beschlusses des Rats vom 
25. Februar 1964 über die Assoziation der über- 
seeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft hat der Rat mit Verord- 
nung Nr. 127/67/EWG vom 13. Juni 1967 3 ) beson- 
dere Vorschriften für die unter die Verordnung 
Nr. 160/66/EWG fallenden Waren erlassen, die aus 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar oder aus den überseeischen Ländern und 
Gebieten in die Mitgliedstaaten eingeführt werden. 
Diese besonderen Vorschriften sehen unter anderem 
vor, daß die Erhebung des bei der Einfuhr von Sago 
in die Mitgliedstaaten anwendbaren beweglichen 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 96 
vom 25. Mai 1967, S. 1854/67 


Teilbetrages bis zum 31. Dezember 1967 ausgesetzt 
und die Zollbefreiung, die für Schokolade gegebe- 
nenfalls bis zum 1. Juni 1967 bei der Einfuhr in die 
Mitgliedstaaten galt, bis zum gleichen Zeitpunkt 
beibehalten wird. 

Gemäß Artikel 4 der Verordnung Nr. 127/67/EWG 
kann der Rat die Geltungsdauer der vorgenannten 
Vorschriften über den 31. Dezember 1967 hinaus 
und höchstens bis zum 31. Mai 1969 verlängern. Un- 
ter Berücksichtigung des gegenwärtigen Handels mit 
diesen Erzeugnissen und seiner zeitlich überschau- 
baren Entwicklungsmöglichkeiten ist es angebracht, 
von der Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

Die assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar sind konsultiert worden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Geltungsdauer von Artikel 2 und 3 b der Ver- 
ordnung Nr. 127/67/EWG des Rats wird bis zum 
31. Mai 1969 verlängert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1968 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 119 
vom 20. Juni 1967, S. 2341/67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Der vorliegende Verordnungsontwurf sieht die Ver- 
längerung der Geltungsdauer der durch die Ver- 
ordnung Nr. 127/67/EWG des Rats erlassenen be- 
sonderen Vorschriften für die unter die Verordnung 
Nr. 160/66/EWG fallenden Waren, die aus den asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar oder 
aus den überseeischen Ländern und Gebieten in die 
Mitgliedstaaten eingeführt werden, bis zum 31. Mai 
1969 vor. 

Diese Vorschriften bestimmen unter anderem, daß 
die Erhebung des bei der Einfuhr von Sago in die 
Mitgliedstaaten anwendbaren beweglichen Teilbe- 
trages bis zum 31. Dezember 1967 ausgesetzt und die 
Zollbefreiung, die für Schokolade gegebenenfalls bis 
zum 1. Juni 1967 bei der Einfuhr in die Mitglied- 
staaten galt, bis zum gleichen Zeitpunk t bei behalten 
wird. 

Gemäß Artikel 4 dieser Verordnung kann der Rat 
die Geltungsdauer der vorgenannten Vorschriften 
über den 31. Dezember 1967 hinaus und höchstens 
bis zum 31. Mai 1969 verlängern. 

Unter Berücksichtigung des Handels mit diesen Er- 
zeugnissen und seiner zeitlich überschaubaren Ent- 
wicklungsmöglichkeiten erscheint es angebracht, von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen und die 
Geltungsdauer dieser Vorschriften bis zum 31. Mai 
1969 zu verlängern, 
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